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Das Smartphone als Verkehrszentrale
dgy. Mit derDigitalisierung verschmel-
zen die verschiedenen Verkehrsträger
mehr und mehr zu einem einzigen inte-
grierten System, das Kunden bedürfnis-
gerecht und effizient von A nach B
bringt. Die Sharing-Plattform
«Carvelo2Go» (siehe Haupttext) betei-
ligt sich an einem Projekt der Postauto
Schweiz, des TCS, der Basler Verkehrs-
betriebe (BVB) und weiterer Partner,
das mittelfristig auf die gesamte Schweiz
ausgedehnt werden soll.

Die App unter der Bezeichnung
«NordwestMobil» listetmit einemKlick
alle Reisevarianten und Fahrpläne zwi-
schen zweiOrten oderHaltestellen auf –

vom Car-Sharing zum Fahrrad, vom öV
zu Uber, vom eigenen Auto zum Taxi.
Der Nutzer kann sich so aufgrund des
Preises und der Reisedauer für eine der
Varianten entscheiden. So ist das Taxi
zwar schneller als das Postauto – aber
auch teurer. Mit dem Fahrrad ist der
Nutzer unabhängig, dafür dauert die
Reise länger.

Promotoren der Open-Data-Bewe-
gung sind überzeugt, dass solche Appli-
kationen an Bedeutung gewinnen, so-
bald alle dafür notwendigen Daten frei
verfüg- und verknüpfbar sind. Dadurch
könne die Leistungsfähigkeit der Ver-
kehrssysteme erhöht werden.

AUS DER SESSION

Verbot von Deodorants
mit Aluminium wird geprüft
(sda) Der Bundesrat will prüfen, ob
Deodorants mit Aluminiumsalzen mit
einem Warnhinweis versehen oder ver-
boten werden sollen. Der Nationalrat
hat ein Postulat von Lisa Mazzone
(Grüne, Genf) mit 126 zu 58 Stimmen
bei 1 Enthaltung angenommen, im Ein-
verständnismit derRegierung.Mazzone
wies auf eine letzten Herbst veröffent-
lichte Studie der Universität Genf hin,
wonach Deodorants mit Aluminium-
salzen eine Rolle bei der Entstehung
von Brustkrebs spielen könnten. Gegen
den Auftrag an den Bundesrat stellte
sich Christian Imark (svp., Solothurn).
Der kausale Zusammenhang zwischen
Deodorants mit Aluminiumsalzen und
Brustkrebs sei nicht erwiesen.

Blut spenden ohne
diskriminierende Auflagen
(sda) Ab Juli dürfen homosexuelle
Männer Blut spenden, wenn sie ein Jahr
lang keinen Sex mit Männern gehabt
haben. Der Nationalrat will nun eine
weitere Öffnung: Er hat eine Motion
angenommen, die eine Gesetzesände-
rung gegen diskriminierende Beschrän-
kungen verlangt. Diese stammt von der
BDP-Fraktion. Rosmarie Quadranti
(bdp., Zürich) befand, es sei nicht nach-
vollziehbar, dass homosexuelle Männer
immer noch von der Blutspende ausge-
schlossen würden. Ein Jahr lang auf Sex
zu verzichten, sei den meisten eine Blut-
spende wohl doch nicht wert. Deshalb
sei der Vorstoss nach wie vor nötig. Die
Motion geht nun an den Ständerat.

Roadmap für Kantone
im Gesundheitswesen
(sda) Der Bundesrat muss aufzeigen,
wie die Mehrfachrolle der Kantone im
Gesundheitswesen entflechtet werden
könnte. Der Nationalrat hat ein Postulat
von Ignazio Cassis (fdp., Tessin) mit
133 zu 54 Stimmen bei 1 Enthaltung an-
genommen. Cassis verlangt eine Road-
map für die Kantone. Diese nähmen
Rollen in allen drei strategischen Stellen
des Gesundheitswesens ein, stellte er
fest – als Regulator, Leistungserbringer
und Zahler. Das führe zwangsläufig zu
Interessenkonflikten und verzerre den
Wettbewerb.

Die Kinderbetreuung wird günstiger
Nationalrat stimmt für Subventionspaket – gegen den Widerstand von rechtsbürgerlicher Seite

VALERIE ZASLAWSKI, BERN

GuteNachrichten für jeneEltern, denen
dieVereinbarkeit von Familie undBeruf
Kopfzerbrechen bereitet: Künftig sollen
Kantone und Gemeinden für die Kin-
derbetreuung durch Dritte über fünf
Jahre hinweg knapp 100Millionen Fran-
ken erhalten, als Anstossfinanzierung
des Bundes. Das hat der Nationalrat als
Zweitrat am Dienstagnachmittag in
seiner Sondersession beschlossen. Der
grössere Teil dieser neuen Finanzhilfen,
knapp 85 Millionen, soll demnach den
Kantonen und Gemeinden helfen, die
Betreuungskosten für die Eltern von
Kindern im Vorschulalter zu senken.
Mit dem restlichen Teil der Bundesgel-
der sollen Angebote finanziert werden,
die besser auf die Bedürfnisse der Eltern
eingehen. So sollen beispielsweise mehr
Betreuungsangebote für die Schulferien
oder längere Kita-Öffnungszeiten ge-

schaffen werden. Mit 114 zu 76 Stimmen
sagte die grosse Kammer Ja zum ent-
sprechenden Subventionspaket, welches
der Bundesrat 2016 im Rahmen seiner
Fachkräfteinitiative vorgeschlagen hat-
te. Auch den Verpflichtungskredit über
genau 96,8 Millionen Franken hiess der
Nationalrat mit 114 zu 67 Stimmen gut.
Sämtliche Anträge zur Änderung der
Vorlage scheiterten; der Nationalrat hat
dasGesetz in der Fassung des Ständerats
verabschiedet. Die Vorlage ist damit be-
reit für die Schlussabstimmung.

Föderalistische Argumente

Mitte-Links stimmte der Vorlage zu, die
SVP war fast geschlossen dagegen und
die FDP mehrheitlich. «Es geht darum,
gut ausgebildete Leute am Arbeitsplatz
zu halten», sagte SP-Sprecher Matthias
Aebischer (Bern). Heute lohne sich eine
Erwerbstätigkeit wegen der hohen Be-

treuungskosten für viele Eltern nicht.
Die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie sei in der Schweiz noch keine Reali-
tät, meinteChristineBulliard (cvp., Frei-
burg). Die Kosten für die Kinderbetreu-
ung müssten gesenkt werden, auch um

das inländische Arbeitskräftepotenzial
besser auszunutzen.

Die Ratsrechte hatte grundsätzliche
Vorbehalte: Familienpolitik sei gemäss
Verfassung Sache von Kantonen und
Gemeinden, sagte FDP-Sprecher Hans-
Ulrich Bigler (Zürich). Zudem seien die
Bundesfinanzen derzeit in Schieflage.
Die Ausgaben müssten dann an einem

anderen Ort wieder eingespart werden.
Der Staat mache schon heute viel für die
externe Kinderbetreuung, befand Nadja
Pieren (svp., Bern). Sie erinnerte an die
seit 2003 laufendeAnschubfinanzierung
für neue Betreuungsangebote. Bis heute
wurde im Rahmen dieses sogenannten
Impulsprogramms die Schaffung von
über 54 000 Betreuungsplätzen mit gut
350 Millionen Franken unterstützt.

Bundesrat Alain Berset (sp.) sagte
schliesslich, dass in den Nachbarländern
die Eltern wesentlich tiefere Kosten für
die externe Kinderbetreuung trügen.
Ein Grund dafür sei die höhere staat-
liche Unterstützung.

Noch mehr Gelder gefordert

Die vom Bundesrat geforderten und
vom Parlament nun beschlossenen Fi-
nanzhilfen reichen der Fraktion der Bür-
gerlich-Demokratischen Partei (BDP)

aber noch nicht: So sollte am Dienstag-
abend auch noch eine von ihr einge-
reichte parlamentarische Initiative be-
handelt werden, die eine «Anstossfinan-
zierung für Tagesschulen» fordert. Dazu
kam es aus zeitlichen Gründen jedoch
nicht mehr. Die Begründung für den
Vorstoss lautet: «Die Entwicklung bei
den Betreuungsplätzen für Kinder im
Vorschulalter ist erfreulich, ebenso die
Entwicklung der schulergänzenden Be-
treuung. Um aber die Vereinbarkeit von
Familie undBeruf noch stärker zu unter-
stützen, muss die Entwicklung hin zu
Tagesschulen gefördert werden.»

Die vorberatende Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des
Nationalrats lehnte die parlamenta-
rische Initiative ab –mit demArgument,
der Bund habe sich mit dem Impuls-
programm bereits stark für die fami-
lienergänzende Kinderbetreuung ein-
gesetzt.

Familienpolitischer
Irrweg
Kommentar auf Seite 11

Lastenvelo als Alternative zum Kleinauto
Der Touring-Club setzt punkto Mobilität auch auf Sharing-Economy

In immer mehr Städten und
neu auch auf dem Land können
E-Cargobikes gemietet werden.
Hinter dem Angebot steht der
TCS, ein Verband, von dem
man dies nicht vermuten würde.

ERICH ASCHWANDEN

Wie zahlreiche Innovationen in diesem
Bereich haben sich die Lastenvelos zu-
erst in den fahrradverrückten Ländern
Dänemark und Holland durchgesetzt.
Doch seit auch diese Transportvelos mit
einem Elektromotor bestückt sind, wer-
den sie zur Alternative in den weniger
flachen Städten in der Schweiz. Aller-
dings ist die Anschaffung eines solchen
Gefährts nicht gerade günstig. 2500 bis
6000 Franken kostet ein E-Cargobike.
Mit der Aktion «Carvelo2go» bietet die
Mobilitätsakademie des Touringclubs
der Schweiz (TCS) eine günstige Alter-
native zum Kauf und fördert damit den
Boom.

«Teilen statt kaufen» lautet der An-
satz, der seit Oktober 2015 in der Stadt
Bern und seit März 2016 in der Stadt
Basel erfolgreich ausprobiert wird. «Wir
wollten ein Bike-Sharing ohne hohe
Investitionen realisieren und haben des-
halb auf das Prinzip Quartiervelo ge-
setzt», erklärt Jörg Beckmann, Direktor
der TCS-Mobilitätsakademie. Stunden-
weise gemietet werden können die je
zwanzig Lastenfahrräder inBars, Bäcke-
reien oder Apotheken. Noch ist das An-
gebot, das unter anderem vom Förder-
fonds Engagement Migros unterstützt
wird, nicht selbsttragend. Mit 30 bis 50
Prozent ist der Eigendeckungsgrad ge-
genwärtig so hoch wie beim öffentlichen
Nahverkehr. Weitere Mietstellen, die
von lokalen Partnern unterstützt wer-
den, gibt es inzwischen auch in Vevey
und in der Stadt St. Gallen.

Aus der Stadt hinaus

Jetzt wollen die Initiatoren die kritische
Masse von Nutzern erreichen, um «Car-
velo2go» mehr Haushalten zugänglich
zu machen. Vorbild ist das Carsharing-
Modell von Mobility, das ebenfalls aus
bescheidenen Anfängen herausgewach-
sen ist. Bereits jetzt ist «Carvelo2go» die
grösste Sharing-Plattform in diesem Be-
reich im europäischen Raum. Mit
Zürich und Winterthur (6. Juni), Baden
(10. Juni) und Luzern (23.Juni) steht die
nächste Expansionswelle in weitere
Städte pünktlich zum Sommerbeginn
bevor. Zukünftig sollen die elektrischen
Transportvelos, die mit bis zu 25 Kilo-
metern pro Stunde fahren, auch über
eine eigene App zu buchen sein.

In urbanen Gebieten hat das
E-Cargobike seine Alltagstauglichkeit

für den Transport von Gütern bis zu 100
Kilogramm und als Gefährt zum viel-
beachteten Spazierenfahren von Klein-
kindern längst bewiesen. Doch jetzt will
die Mobilitätsakademie das Angebot
hinaus in die Fläche und damit aufs
Land bringen. Unterstützt wird das
TCS-Tochterunternehmen bei diesem
Schritt vom Bundesamt für Raument-
wicklung (ARE) mit 80 000 Franken.
Die erste von zehn Pilotgemeinden ist
Davos, wo der Start am 8. Mai erfolgen
wird. «Wir erhoffen uns Aufschluss dar-

über, wie das elektrisch angetriebene
Lastenvelo in einer Touristendestina-
tion eingesetzt wird», sagt Beckmann.
Weitere Pilotgemeinden sind Riehen,
Schwyz, Köniz sowie mehrere Orte in
derWestschweiz, die zum heutigen Zeit-
punkt noch nicht definitiv feststehen.

Aus der Sicht von Roland Fuchs, Lei-
ter der Schweizerischen Fachstelle für
Zweiradfragen, ist diese Strategie
durchaus erfolgversprechend: «Das
E-Cargobike kann, wenn es mit dem
Mobility-Angebot kombiniert wird, die

Alternative zum Kleinauto werden.
Wenn man beispielsweise einen Gross-
einkauf nach Hause bringen muss, ist
dieses Gefährt dafür ideal.» Auch bei
Handwerkern, die vor allem in Bal-
lungsräumen unterwegs sind, werde das
Lastenvelo immer beliebter. Wie viele
E-Cargobikes in der Schweiz verkauft
werden, weiss man nicht. Sie fallen sta-
tistisch unter die im vergangenen Jahr
verkauften 54 904 E-Bikes. Wenn der
Boom anhalte, müsse man sich über-
legen, die Zahlen der E-Lastenvelos bei
Händlern und Importeuren abzufragen,
erklärt Fuchs.

Vorhut in die neue Mobilität

Bleibt eigentlich nur noch die Frage zu
beantworten, warum ausgerechnet ein
Tochterunternehmen eines Autover-
bandes diese Alternative zum klassi-
schen Automobil so tatkräftig fördert.
«Unser 2008 gegründeter Think-Thank
ist für den TCS die Vorhut auf demWeg
in eine neueMobilität», sagt Beckmann,
der als Vizedirektor des TCS Schweiz
amtet. Der TCS begrüsse die Elektrifi-
zierung und stehe der Sharing-Economy
positiv gegenüber. «Wenn wir als
Dienstleister imBereichVerkehr erfolg-
reich bleiben wollen, müssen wir uns für
neue Zielgruppen öffnen», sagt Beck-
mann überzeugt.

Auch Kinder können Lasten sein, die per E-Cargobike transportiert werden. JEREMIAS SCHULTHESS / TAGESWOCHE


